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33. JAHRGANG

HEFT 6

JUNI
ROTE REVUE

MAX WEBER

Liberaler Interventionismus

Zur Abstimmung vom 20. Juni

Dieser Titel ist doch ein Widerspruch in sich selbst — wird man mir sagen.
Gewiß, in der Theorie sind Liberalismus und Staatsinterventionismus Gegensätze,

in der Praxis jedoch nicht. Das wäre an Hand der eidgenössischen
Wirtschaftspolitik der letzten Jahre leicht nachzuweisen. Und wir haben das

jüngste, ganz typische Beispiel vor uns: den Bundesbeschluß über den
Fähigkeitsausweis im Schuhmacher-, Coiffeur-, Sattler- und Wagnergewerbe, über
den am 20. Juni abgestimmt wird.

Für diese Vorlage werden in der Hauptsache folgende zwei Argumente ins
Feld geführt: 1. Sie diene der Förderung der beruflichen Ausbildung. 2. Sie
schütze vier notleidende Gewerbezweige.

Selbstverständlich sind wir für die berufliche Ertüchtigung und deren

Förderung. Es sollte noch mehr geschehen in dieser Hinsicht, damit jeder,
der die Fähigkeiten hat, auch materiell in der Lage ist, eine gute Lehre zu
absolvieren. Und es sollte auch jedem, unabhängig von Herkunft und Besitz,
der Weg zum weiteren Aufstieg offenstehen, nur auf Grund seiner Tüchtigkeit.

Aber das ist nicht der Zweck der Vorlage. Sie bringt nicht eine
Erleichterung der beruflichen Ausbildung, sondern sie führt Beschränkungen
ein, nämlich: Betriebe des Schuhmacher-, Coiffeur-, Satder- und
Wagnergewerbes dürfen in Zukunft nur eröffnet oder übernommen werden von
Personen, die das Meisterdiplom besitzen. Man beachte wohl: Der Fähigkeitsausweis,

der in der Bezeichnung des Beschlusses und jetzt in der Propaganda
herausgestellt wird, und damit der Abschluß der Berufslehre genügen nicht,
sondern es bedarf einer Meisterprüfung, abgesehen von Ausnahmen, für die
eine behördliche Bewilligung erforderlich ist.

In diesem Zwang zur Meisterprüfung bestehe die Förderung der
Berufsbildung, wird gesagt. Wenn darin wirklich eine wertvolle Förderung der
beruflichen Tüchtigkeit liegen würde, müßte man die gleiche Maßnahme für
alle Berufe vorschlagen, besonders für solche, bei denen es noch mehr auf
die Fachkenntnisse ankommt. Doch gleichzeitig erklärt man, die vier erwähn-
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